
 
 

Verbandssatzung des Zweckverbands 
Entwicklungsgemeinschaft Altenholz-Dänischenhagen-Kiel 

 
 
Aufgrund des § 5 Abs. 3 und 6 des Gesetzes über kommunale Zusammenarbeit in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 1. April 1996 (GVOBl. Schl.-H. S. 381) in Verbindung mit § 4 der 
Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein in der Fassung der Bekanntmachung vom 1. April 
1996 (GVOBl. Schl.-H. S. 321) wird nach Beschlussfassung der Verbandsversammlung vom 
………. und mit Genehmigung des Innenministeriums des Landes Schleswig-Holstein fol-
gende Neufassung der Verbandssatzung des Zweckverbands Entwicklungsgemeinschaft Al-
tenholz-Dänischenhagen-Kiel erlassen: 
 
 

§ 1 
 

Name, Sitz, Siegel 
 
(1) Die Gemeinden Altenholz, Dänischenhagen und die Landeshauptstadt Kiel bilden einen 

Zweckverband im Sinne des Gesetzes über kommunale Zusammenarbeit. Der Zweckver-
band führt den Namen Entwicklungsgemeinschaft Altenholz-Dänischenhagen-Kiel. Er hat 
seinen Sitz in Altenholz. 

 
(2) Der Zweckverband ist eine Körperschaft des öffentlichen Rechts ohne Gebietshoheit. Die 

Planungshoheit für ihr Gebiet verbleibt bei den jeweiligen Verbandsmitgliedern.  
 
(3) Der Zweckverband führt das kleine Landessiegel mit der Inschrift „Entwicklungsgemein-

schaft Altenholz-Dänischenhagen-Kiel“.  
 
 

§ 2 
 

Verbandsgebiet 
 
Das Verbandsgebiet umfasst das Gebiet der Verbandsmitglieder. 
 
 

§ 3 
 

Aufgaben 
 
(1) Der Zweckverband hat die Aufgabe, die kommunale Zusammenarbeit der Verbandsmit-

glieder auf dem Gebiete der Gewerbeentwicklung und –ansiedlung zu fördern. Er trifft als 
erste Schritte folgende Entscheidungen: 

 
 
a) die Erarbeitung und Beschlussfassung über ein zu entwickelndes Gesamtkonzept für das 

gemeinsame Gewerbegebiet in den Teilflächen 1 und 2 einschließlich der Beschlussfas-
sung über einzelne Ansiedlungsanträge laut § 4 Abs. 4; 
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b) die Erarbeitung und Beschlussfassung über ein Gesamtkonzept, um die Teilfläche 3 als 
gemeinsames interkommunales Wohngebiet mit Einzelhandelsnutzung mit einer Einzel-
handelsfläche von maximal 2.000 qm netto Verkaufsfläche zu entwickeln. 

 
 
(2) Die Gemeinde Dänischenhagen ist bereit, bei steigender Nachfrage nach Gewerbeflächen 

eine weitere Fläche westlich der Teilfläche 1 bis zur Mühlenau als Gewerbefläche neu 
auszuweisen. 
 

(3) Darüber hinaus streben die Verbandsmitglieder die Zusammenarbeit auf weiteren wesent-
lichen Feldern der kommunalen Aufgabenbereiche (z.B. ÖPNV, Schule/Kultur, Ver- und 
Entsorgung) im Rahmen ihrer jeweiligen Leistungsfähigkeit und Zuständigkeit an. 

 
(4) Die Verbandsmitglieder verpflichten sich, sich gegenseitig über ihre Planungen und Ent-

scheidungen im vorhinein zu unterrichten. Die Verbandsversammlung wird jährlich ein-
mal auf der Grundlage von Vorschlägen der Verbandsvorsteherin/des Verbandsvorstehers 
beraten und den Verbandsmitgliedern Empfehlungen geben, auf welchen Gebieten und in 
welchen Schritten die kommunale Zusammenarbeit weiter entwickelt werden soll oder 
kann. 

 
 

§ 4 
 

Gemeinsames Gewerbegebiet; Vergabe der Grundstücke 
 
(1) Als erstes hat der Zweckverband auf dem Gebiet der Gemeinden Altenholz und Däni-

schenhagen in den Teilflächen 1 und 2 am Knoten L 254/K19 ein neues Gewerbegebiet zu 
errichten. Die genaue Lage des Gebietes ergibt sich aus der beigefügten Karte, die Be-
standteil dieser Satzung ist. Die Erschließung der Teilflächen des Gewerbegebietes ist 
durch die jeweilige Gemeinde gesondert vertraglich zu regeln. 
 

(2) Die Vermarktung und Betreuung des zukünftigen Gewerbegebietes soll in der Teilfläche I 
der Landesentwicklungsgesellschaft mbH, Kiel (LEG) oder einem Dritten übertragen 
werden; für die Teilflächen 2 wird diese Aufgabe der LEG übertragen. 

 
(3) Näheres regelt der zu beschließende Vertrag zwischen dem Zweckverband Entwicklungs-

gemeinschaft Altenholz-Dänischenhagen-Kiel und der Landesentwicklungsgesellschaft 
mbH Kiel (LEG). 

 
(4) Alle Ansiedlungsanträge – soweit sie den Eigenbedarf der Gemeinde Dänischenhagen 

übersteigen – sind im Zweckverband zu regeln und einstimmig zu beschließen. Den Ver-
bandsmitgliedern ist der zwischen der Gemeinde Dänischenhagen und der Grundstücks-
verwertungsgesellschaft Uhlenhorst geschlossene städtebauliche Vertrag bekannt. Er ist 
dieser Satzung nachrichtlich beigefügt. Sollte innerhalb von 20 Tagen zur Frage der Gel-
tendmachung eines Vorkaufsrechtes nach § 6 des städtebaulichen Vertrages kein einstim-
miges Votum zustande kommen, steht dieses Vorkaufsrecht den einzelnen Verbandsmit-
gliedern zu, und zwar in folgender Reihenfolge: 1. Gemeinde Dänischenhagen, 2. Ge-
meinde Altenholz, 3. Landeshauptstadt Kiel. Wird das Vorkaufsrecht von einem vorrangi-
gen Verbandsmitglied ausgeübt, sind die nachrangigen Verbandsmitglieder von der Aus-
übung ausgeschlossen.  
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(5) Die Einwohnergleichwerte werden wie folgt aufgeteilt: 
 
a) Der Eigenbedarf der Gemeinde Dänischenhagen beträgt nach den Erläuterungen zum Be-

bauungsplan Nr. 13  35 % der Planfläche. Die Gemeinde Dänischenhagen übernimmt 
demzufolge 35 % der auf die gesamte Planfläche des B-Plans 13 entfallenden Einwohner-
gleichwerte. 

 
b) Die restlichen Einwohnergleichwerte, bezogen auf 65 % der Teilfläche 1, stellen die Ge-

meinde Altenholz und die Landeshauptstadt Kiel zu gleichen Teilen zur Verfügung, so-
fern die LEG die Vermarktung und Betreuung für dieses Gebiet übernimmt oder ein ein-
stimmiges Votum des Zweckverbandes vorliegt.  

 
(6) Die Struktur des Gewerbegebietes soll auf der Grundlage eines vom Zweckverband zu 

beschließenden städtebaulichen Gesamtkonzeptes sichergestellt sein.  
 

 § 4a 
 

Gemeinsames Gewerbe- und Wohngebiet 
 
(1) In der Teilfläche 3 des Gebietes der Gemeinde Altenholz am Knoten L 254/K19 ist ein 

gemeinsames interkommunales Wohngebiet mit Einzelhandelsnutzung zu entwickeln. 
Die genaue Lage des Gebietes ergibt sich ebenfalls aus der beigefügten Karte. 
 

(2) Die Erschließung der Teilfläche 3 auf der Grundlage eines von der Gemeinde Altenholz 
festzusetzenden Bebauungsplanes, die Vermarktung und Vergabe der Grundstücke zu 
Gewerbezwecken bzw. wohnungsbaulicher Nutzung ist Aufgabe eines Erschließungs- 
und Vorhabenträgers. Näheres wird zwischen der Gemeinde Altenholz und dem Er-
schließungs- und Vorhabenträger geregelt.  

 
(3) Die Mitglieder des Zweckverbandes verpflichten sich, für die Bewohnerinnen und Be-

wohner des interkommunalen Wohn-und Gewerbegebietes bei Nutzung von Kindertages-
stätten und Schulen auf Ausgleichszahlungen zu verzichten. 
 

(4) Geldwerte Vor- und Nachteile, die den Verbandsmitgliedern aus dem Zweckverband  
entstehen, werden aufgrund einer besonderen Vereinbarung zwischen den Verbandsmit-
gliedern durch Ausgleichszahlungen kompensiert. 
 
 

§ 5 
 

Organe 
 
(1) Organe des Zweckverbandes sind die Verbandsversammlung und die Verbandsvorsteherin 

oder der Verbandsvorsteher.  
 
(2) Alle Beschlüsse der Verbandsversammlung sind einstimmig zu fassen.  
 
 

§ 6 
 

Verbandsversammlung 
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(1) Die Verbandsversammlung besteht aus den Bürgermeisterinnen oder Bürgermeistern der 

Gemeinden Altenholz und Dänischenhagen und der Wirtschaftsdezernentin bzw. dem 
Wirtschaftsdezernenten der Landeshauptstadt Kiel oder ihren Stellvertretenden im Ver-
hinderungsfall.  

 
(2) Die Verbandsmitglieder entsenden jeweils 1 weitere Vertreterin oder Vertreter in die Ver-

bandsversammlung.  
 
(3) Jede Vertreterin bzw. weitere Vertreter hat eine Stellvertreterin bzw. einen Stellvertreter. 
 
(4) Die von den Verbandsmitgliedern in die Verbandsversammlung entsandten Vertreterinnen 

und Vertreter haben jeweils eine Stimme.  
 
(5) Die Verbandsversammlung wählt in ihrer ersten Sitzung unter Leitung des ältesten Mit-

glieds aus ihrer Mitte eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden und unter Leitung der o-
der des Vorsitzenden eine Stellvertreterin oder einen Stellvertreter. 

 
(6) Der Verbandsversammlung obliegt die Beschlussfassung über das städtebauliche Gesamt-

konzept nach § 4 Abs. 6 und die Vergabe von Grundstücken nach § 4 Abs. 4. 
 
 

§ 7 
 

Einberufung der Verbandsversammlung 
 
Die Verbandsversammlung ist so oft einzuberufen, wie es die Geschäftslage erfordert, min-
destens jedoch einmal im Halbjahr. Sie muss unverzüglich einberufen werden, wenn ein Ver-
bandsmitglied es unter Angabe des Beratungsgegenstandes verlangt. 
 
 

§ 8 
 

Verbandsvorsteherin, Verbandsvorsteher 
 
(1) Die Verbandsversammlung wählt aus ihrer Mitte die Verbandsvorsteherin oder den Ver-

bandsvorsteher und die Vertreterin oder den Vertreter. Für die Wahlzeit gelten die Best-
immungen des GkZ. 

 
(2) Außer den ihr oder ihm gesetzlichen übertragenen Aufgaben obliegen der Verbandsvor-

steherin oder dem Verbandsvorsteher die Entscheidungen, die nicht nach § 10 GkZ in 
Verbindung mit § 28 GO der Verbandsversammlung vorbehalten sind. Ausgenommen von 
der Übertragung sind 

 
1. die Zuständigkeit als oberste Dienstbehörde und als Dienstvorgesetzte oder Dienstvorge-

setzter der Verbandsvorsteherin oder des Verbandsvorstehers und seiner Stellvertretenden, 
 
2. die Entscheidung über die Befangenheit von Mitgliedern der Verbandsversammlung. 
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§ 9 

 
Ehrenamtliche Tätigkeit 

 
(1) Die Mitglieder der Organe sind ehrenamtlich tätig. Für ihre Tätigkeit gelten die Vorschrif-

ten für Gemeindevertreterinnen und –vertreter entsprechend, soweit nicht das Gesetz über 
kommunale Zusammenarbeit etwas anders bestimmt. 

 
(2) Die Mitglieder der Verbandsversammlung werden von der oder dem Vorsitzenden der 

Verbandsversammlung durch Handschlag auf die gewissenhafte Erfüllung ihrer Oblie-
genheiten verpflichtet und in ihre Tätigkeit eingeführt. 

 
(3) Die Verbandsvorsteherin oder der Verbandsvorsteher erhält keine gesonderte Aufwands-

entschädigung. 
 
(4) Die Verbandsmitglieder tragen die Reisekosten, Aufwandsentschädigungen, Sitzungsgel-

der und Verdienstausfallentschädigung ihrer Mitglieder der Organe des Zweckverbandes 
selbst entsprechend den Regelungen für die jeweiligen Gemeindevertreterinnen und Ge-
meindevertreter bzw. Stadtvertreterinnen und Stadtvertreter. 

 
 

§ 10 
 

Verbandsverwaltung 
 
Der Zweckverband unterhält keine eigene Verwaltung. Die Verwaltungs- und Kassengeschäf-
te werden durch die Gemeinde Altenholz wahrgenommen. Zu diesem Zweck schließt der 
Zweckverband einen öffentlich-rechtlichen Vertrag gemäß § 19a GkZ mit der Gemeinde Al-
tenholz. Darüber hinaus stehen die Ämter und die Einrichtungen der Gemeinde Dänischenha-
gen und der Landeshauptstadt Kiel beratend zur Verfügung. 
 
 

§ 11 
 

Haushalts- und Wirtschaftsführung des Zweckverbands 
 
(1) Für die Haushalts- und Wirtschaftsführung des Zweckverbands gelten die Vorschriften 

des Gemeinderechts entsprechend. 
 
(2)  Gemäß § 14 (2) Ziff. 1 GkZ hat das Rechnungsprüfungsamt der Landeshauptstadt Kiel 

die Aufgaben nach § 94 (1) und (2) der GO durchzuführen. 
 
 

§ 12 
 

Deckung des Finanzbedarfs 
 
(1) Der für die Durchführung der Aufgaben entstehende Finanzbedarf wird von den Mitglie-

dern durch Umlagen aufgebracht. 
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(2) Die Höhe der Umlagen ist in der Haushaltssatzung der Entwicklungsgemeinschaft Alten-
holz-Dänischenhagen-Kiel für jedes Haushaltsjahr festzusetzen und einstimmig zu be-
schließen. 

 
(3) Die Umlagen werden für jedes Mitglied in gleicher Höhe erhoben. 
 
(4) Die Verbandsvorsteherin oder der Verbandsvorsteher zieht die Umlage vierteljährlich im 

voraus ein. 
 
 

§ 13 
 

Wertgrenze bei Erwerb von und Verfügung über Zweckverbandsvermögen 
 
Der Verbandsvorsteherin oder dem Verbandsvorsteher wird die Befugnis übertragen, bis zu 
folgenden Wertgrenzen Vermögensgegenstände zu erwerben und über Zweckverbandsvermö-
gen zu verfügen. 
 
a) Bei dem Tausch oder der Belastung von Grundstücken und grundstücksgleichen Rechten 

bis zum Wert von 30.000,- Euro; 
 
 
b) bei der Hingabe von Darlehen und Zuschüssen, bei dem Erwerb und bei der entgeltlichen 

Veräußerung von Sachen, Forderungen und anderen Rechten bis zum Wert von 15.000,-    
Euro; 

 
c) bei der unentgeltlichen Veräußerung von Sachen, Forderungen und anderen Rechten bis 

zum Wert von 2.500,- Euro. 
 
 
 

§ 14 
 

Verträge mit Mitgliedern der Verbandsversammlung 
 
Verträge des Zweckverbandes mit Mitgliedern der Verbandsversammlung und juristischen 
Personen, an denen Mitglieder der Verbandsversammlung beteiligt sind, sind ohne Genehmi-
gung  der Verbandsversammlung rechtsverbindlich, wenn sie sich innerhalb einer Wertgrenze  
von 15.000,- Euro, bei wiederkehrenden Leistungen von monatlich 1.500,- Euro, halten.  
 
 

§ 15 
 

Verpflichtungserklärungen 
 
Verpflichtungserklärungen zu Geschäften, deren Wert 15.000,- Euro, bei wiederkehrenden 
Leistungen monatlich 1.500,- Euro, nicht übersteigt, sind rechtsverbindlich, auch wenn sie 
nicht den Formvorschriften des § 11 Abs. 2 und 3 GkZ entsprechen.  
 
 

§ 16 



 7

 
Aufnahme neuer Verbandsmitglieder 

 
Zur Aufnahme eines neuen Verbandsmitgliedes bedarf es neben der Satzungsänderung nach § 
17 eines öffentlich-rechtlichen Vertrages zwischen dem Zweckverband und dem aufzuneh-
menden Mitglied. 
 
 

§ 17 
 

Änderung der Verbandssatzung 
 
Eine Änderung des § 1 Abs. 1 Satz 1, der §§ 3 und 12 dieser Satzung bedarf unbeschadet der 
Regelung in § 16 GkZ der Zustimmung sämtlicher Verbandsmitglieder. 
 
 

§ 18 
 

Ausscheiden von Verbandsmitgliedern und Aufhebung des Zweckverbands 
 
(1) Jedes Verbandsmitglied kann den öffentlich-rechtlichen Vertrag über die Mitgliedschaft 

im Zweckverband unter den Voraussetzungen des § 127 LVwG mit einer Frist von 12 
Monaten zum Jahresende kündigen. Mit dem Ausscheiden des Verbandsmitglieds gehen 
alle Rechte und Pflichten des Verbandsmitglieds im Zweckverband unter; Vermögensvor- 
und –nachteile sind durch eine Vereinbarung nach § 6 GkZ auszugleichen. 

 
(2) Der Zweckverband wird aufgelöst, wenn die Voraussetzungen für den Zusammenschluß 

entfallen sind. Die Verbandsmitglieder vereinbaren die Auflösung durch öffentlich-
rechtlichen Vertrag. 

 
(3) Wird der Zweckverband aufgelöst, so vereinbaren die Verbandsmitglieder eine Vermö-

gensauseinandersetzung. Die Vereinbarung hat zu berücksichtigen, in welchem Umfang 
die Verbandsmitglieder zur Deckung des Finanzbedarfs des Zweckverbands beigetragen 
haben.  

 
 

§ 19 
 

Veröffentlichungen 
 
Satzungen des Zweckverbandes werden in den Kieler Nachrichten und den amtlichen Mittei-
lungsblättern der Gemeinde Altenholz und des Amtes Dänischenhagen bekanntgemacht. Die 
Veröffentlichung ist mit dem Ablauf des Tages bewirkt, an dem die zuletzt erschienene Zei-
tung bzw. das zuletzt erschienene Mitteilungsblatt den Satzungstext bekannt gemacht hat.  
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§ 20 
 

Inkrafttreten 
 
Die 2. Satzung zur Änderung der Verbandssatzung des Zweckverbandes Entwicklungsge-
meinschaft wird auf der Grundlage des Beschlusses der Verbandsversammlung vom 20. April 
2005 rückwirkend zum 1.1.2005 bekannt gemacht. Die betreffenden Änderungen sind der 
Satzung als Anlage 1 beigefügt. 
 
Die Änderung der 2. Satzung zur Änderung der Verbandssatzung des Zweckverbandes Ent-
wicklungsgemeinschaft wird auf der Grundlage des Beschlusses der Verbandsversammlung 
vom 9. Oktober 2006 rückwirkend zum 1.1.2006 bekannt gemacht. Die betreffenden Ände-
rungen sind der Satzung als Anlage 2 beigefügt. 
 
Die Genehmigung nach § 5 Abs. 5 GkZ wurde mit Erlass des Innenministeriums des Landes 
Schleswig-Holstein …………..erteilt.  
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit ausgefertigt und ist bekannt zu machen. Sie tritt mit 
Bekanntmachung in Kraft. 
 
 
Altenholz,  
 
                             (Siegel)  
 
Ehrich 
Verbandsvorsteher  
 
  
 
 


